
 

 

05.11.2024 
 

Antrag an das Österreichische Wirtschaftsparlament, Sitzung am 28.11.2024, betreffend 
 

ADAPTION DES FÖRDERREGIMES FÜR DEN 
HEIZUNGSTAUSCH  
 
 

Begründung: 

Trotz gut ausgebautem Fördersystem stagniert die Nachfrage nach Wärmepumpen und 

anderen klimafreundlichen Heizsystemen für Privathaushalte. Neben der allgemeinen 

wirtschaftlichen Stimmung liegt dies auch am hohen Zwischenfinanzierungsaufwand, der 

durch die gestiegenen Zinsen noch mehr ins Gewicht fällt. Auch gibt es Fälle, in denen 

sich Banken trotz positivem Förderbescheid weigern, die Zwischenfinanzierung zu 

übernehmen.  

Die Kosten für eine einsatzbereite Wärmepumpe (inkl. Installation) liegen im fünfstelligen 

Bereich. Auch wenn die Förderung mit 75 % sehr hoch ist, muss der volle Betrag 

vorfinanziert werden, was vor allem für Geringverdiener:innen unnötige Hürden mit sich 

bringt.1  

Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, soll eine Adaption der Auszahlungsmodalität 

des „Raus aus Öl und Gas“-Programms Abhilfe schaffen. Installationsunternehmen von 

klimafreundlichen Heizsystemen sollen die Möglichkeit bekommen, für ihr Kund:innen als 

bevollmächtigtes Unternehmen direkt die Förderung abzurechnen. Das würde den 

Prozess für Haushalte deutlich vereinfachen, Hürden bei der Antragsstellung für Personen 

mit geringeren digitalen Kompetenzen reduzieren, aber vor allem den hohen 

Zwischenfinanzierungsaufwand reduzieren – die verbleibenden 25 % an Eigenleistung 

sind deutlich leichter zu stemmen.  

 

 
1 Auch bei der Zusage einer 100% Förderung für finanzschwache Haushalte über das Programm „Sauber 
heizen für alle“, besteht das Problem der Vorfinanzierung. 



 

 

Die Fraktion der Grünen Wirtschaft stellt daher folgenden Antrag: 

Das Wirtschaftsparlament fordert das Präsidium der Wirtschaftskammer Österreich auf, 

sich bei den zuständigen Stellen in der Bundesregierung dafür einzusetzen, das 

Förderregime für klimafreundliche Heizsysteme so zu adaptieren, dass Unternehmen als 

Bevollmächtigte der Kund:innen die Förderungen direkt abwickeln können. Dadurch 

reduziert sich nicht nur der Verwaltungsaufwand für die Haushalte, sondern durch die 

Beseitigung des hohen Zwischenfinanzierungsaufwands auch die Hürde für 

einkommensschwächere Haushalte.  

 
Für die Fraktion der Grünen Wirtschaft:  
 

 
 
 

Sabine Jungwirth         Anja Haider-Wallner   Christine Seemann 
 

Georg Kaltschmid    Hans Arsenovic    Markus Ertel   
     
   

 Rita Newman  
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Antrag an das Österreichische Wirtschaftsparlament, Sitzung am 28.11.2024, betreffend 
 

BUDGET KONSOLIDIEREN UND SPIELRÄUME FÜR WICHTIGE 
INVESTITIONEN SCHAFFEN  
 

Begründung: 

Die EU-Kommission fordert von Österreich und anderen EU-Mitgliedsstaaten in den 

nächsten Jahren Einsparungen in Milliardenhöhe. In den letzten Wochen wurden deshalb 

im politischen Diskurs unterschiedliche Maßnahmen ins Spiel gebracht, die vom Anheben 

von Massensteuern bis hin zum Aussetzen des Klimabonus reichen.  

Wissenschaftliche Studien zeigen, dass bei gleichzeitigen europaweiten Bemühungen um 

Budgetkonsolidierung in wirtschaftlich schwachen Zeiten das Risiko weiterer 

Konjunktureinbrüche besteht1.  

Die nächste Bundesregierung soll deshalb dort ansetzen, wo durch Einsparungen 

gleichzeitig auch andere Lenkungseffekte entstehen, um Spielräume für Investitionen in 

die Transformation der Wirtschaft zu schaffen.  

 

Klimaschädliche Subventionen als Hebel für Einsparungen 

Erst 2022 hat das Wifo seine Analyse der klimaschädlichen Subventionen in Österreich 

erneuert und dabei die Summe von jährlich bis zu 5,7 Mrd. Euro genannt, die der 

österreichische Staat über direkte und indirekte Subventionen verteilt. Nicht nur liegt die 

Höhe der jährlichen klimaschädlichen Subventionen weit über dem Niveau der 

notwendigen Einsparungen, um die Maastricht Kriterien einzuhalten; diese Art von 

 
1 h#ps://wiiw.ac.at/fiscal-consolida4on-and-its-growth-effects-in-euro-area-countries-past-present-and-future-
outlook-dlp-7016.pdf  

https://wiiw.ac.at/fiscal-consolidation-and-its-growth-effects-in-euro-area-countries-past-present-and-future-outlook-dlp-7016.pdf
https://wiiw.ac.at/fiscal-consolidation-and-its-growth-effects-in-euro-area-countries-past-present-and-future-outlook-dlp-7016.pdf


 

 

„Subventionen konterkarieren Klimaschutzbemühungen, widersprechen dem 

Verursacherprinzip und verstärken Marktverzerrungen und den ‚Carbon Lock-in‘“2. 

Die zukünftige Bundesregierung soll bei der notwendigen Budgetsanierung mit den, auch 

schon im Nationalen Energie- und Klimaplan (NEKP) als reformbedürftig angeführten, 

klimaschädlichen Subventionen beginnen: Die vom WIFO genannten direkten und 

indirekten Subventionen sollen ökologisiert, sozial verträglich adaptiert oder abgeschafft 

werden.  

 
 
Die Fraktion der Grünen Wirtschaft stellt daher folgenden Antrag: 

Das Wirtschaftsparlament fordert das Präsidium der Wirtschaftskammer Österreich auf, 

sich bei der zukünftigen Bundesregierung dafür einzusetzen, dass die vom WIFO als 

direkte und indirekte klimaschädliche Subventionen kategorisierten Budgetpositionen 

ökologisch und sozial vertretbar reformiert werden. Dadurch soll ein Teil der von der EU-

Kommission geforderten Einsparungen erreicht und der für die ökologische 

Transformation der Wirtschaft notwendige Budgetspielraum sichergestellt werden. 

 
 
Für die Fraktion der Grünen Wirtschaft:  
 
 

 
 
 

Sabine Jungwirth         Anja Haider-Wallner   Christine Seemann 

 
2 h#ps://www.wifo.ac.at/wp-content/uploads/upload-
2332/s_2022_klimakontraproduk4ve_subven4onen_69687_.pdf p. 2 

https://www.wifo.ac.at/wp-content/uploads/upload-2332/s_2022_klimakontraproduktive_subventionen_69687_.pdf
https://www.wifo.ac.at/wp-content/uploads/upload-2332/s_2022_klimakontraproduktive_subventionen_69687_.pdf


 

 

 

Georg Kaltschmid    Hans Arsenovic    Markus Ertel   
     
   

 Rita Newman  
 
 



 

 

05.11.2024 
 

Antrag an das Österreichische Wirtschaftsparlament, Sitzung am 28.11.2024, betreffend 
 

BÜROKRATIE REAL REDUZIEREN – UNIVERSALABGABE 
EINFÜHREN 
 

Begründung: 

Wenige Themen ziehen sich prominenter durch die politische Diskussion über den 

Wirtschaftsstandort bzw. konjunkturelle Entwicklungen als die bürokratische Belastung 

für Unternehmer:innen. Gewarnt wird vor allem vor “Bürokratiemonstern“, die aus Brüssel 

auf die österreichischen Betriebe losgelassen werden.  

 

Doch unter welcher Bürokratie leiden Österreichs Unternehmen wirklich?  

In einer kürzlich veröffentlichten Studie im Auftrag der Wirtschaftskammer 

Niederösterreich gibt die KMU Forschung Österreich einen genauen Überblick darüber, 

wie viel Zeit (Arbeitsstunden) und Kosten für die Einhaltung bürokratischer Auflagen 

anfallen. Das Ergebnis zeigt sehr deutlich, dass es nicht die vermeintlich aus Brüssel 

kommenden Umwelt- und Klimaauflagen sind, die den Großteil der notwendigen 

Ressourcen in Anspruch nehmen. Die Komplexität der nationalen Regelungen zum 

Jahresabschluss, der Steuer- und Abgabensystematik sowie der Aufwand für die 

Lohnverrechnung und Sozialversicherung machen in Summe rund 56 % der 

Bürokratiebelastung aus. Im Vergleich dazu sind es für Umweltbestimmungen sowie 

Berichts- und Sorgfaltspflichten in Summe nur rund 5,3 %.1 

Statt beim Thema der Bürokratiebelastung fast schon dogmatisch in Richtung der 

Europäischen Union zu polemisieren, sollte sich der Blick in Richtung der hausgemachten 

Belastungen richten.  

 
1 h#ps://www.kmuforschung.ac.at/wp-content/uploads/2023/09/Buerokra>ebelastung-der-gewerblichen-
WirtschaB-in-Niederoesterreich.pdf (p. 37) 

https://www.kmuforschung.ac.at/wp-content/uploads/2023/09/Buerokratiebelastung-der-gewerblichen-Wirtschaft-in-Niederoesterreich.pdf
https://www.kmuforschung.ac.at/wp-content/uploads/2023/09/Buerokratiebelastung-der-gewerblichen-Wirtschaft-in-Niederoesterreich.pdf


 

 

 

Vereinfachung der Steuer- und Abgabensystematik durch die Universalabgabe 

Eine Universalabgabe würde für die österreichischen Unternehmen eine deutliche 

Bürokratieentlastung bringen. Die signifikante Reduktion der Komplexität durch die 

Zusammenfassung von Lohn- bzw. Einkommenssteuern sowie 

Sozialversicherungsbeiträge zu einer gemeinsamen Abgabe, würde den 

Bürokratieaufwand gerade in jenen Bereichen reduzieren, die die Unternehmer:innen 

tatsächlich aufhalten. Ebenso soll im Zuge der Ausgestaltung der Universalabgabe die 

Belastung des Faktors Arbeit reduziert und Geringverdiener:innen entlastet werden.  

 
 
Die Fraktion der Grünen Wirtschaft stellt daher folgenden Antrag: 

Das Wirtschaftsparlament fordert das Präsidium der Wirtschaftskammer Österreich auf, 

sich bei den zuständigen Stellen in der Bundesregierung dafür einzusetzen, den durch 

die österreichische Steuer- und Abgabensystematik bedingten Anteil an der 

Bürokratiebelastung für Unternehmer:innen deutlich zu reduzieren. Dazu soll das Steuer- 

und Abgabensystem durch die Einführung einer Universalabgabe, die Lohn- bzw. 

Einkommenssteuern sowie Sozialversicherungsbeiträge zusammenfasst, signifikant 

vereinfacht werden. 

 
 
 
Für die Fraktion der Grünen Wirtschaft:  
 

 
 

 
Sabine Jungwirth         Anja Haider-Wallner   Christine Seemann 



 

 

 

Georg Kaltschmid    Hans Arsenovic    Markus Ertel   
     
   

 Rita Newman  
 
 



 

 

05.11.2024 
 

Antrag an das Österreichische Wirtschaftsparlament, Sitzung am 28.11.2024, betreffend 
 

ENERGIEMASTERPLAN ÜBERARBEITEN – KLARHEIT FÜR 
UNTERNEHMEN UND KLIMA SCHAFFEN 
 

Begründung: 

Die sichere Versorgung mit (leistbarer) Energie ist für einen florierenden 

Wirtschaftsstandort unabdingbar. Die notwendige Dekarbonisierung des 

Energiesystems, aber auch die durch den russischen Angriffskrieg noch deutlich 

sichtbarer gewordene Achillesferse der Abhängigkeit von diktatorischen Regimen, 

machen einen langfristig angelegten, wissenschaftlich fundierten und alle Zielkonflikte 

betrachtenden Plan zur Sicherung der Energieversorgung unerlässlich. Ebenso besteht 

die Notwendigkeit, für Unternehmen Planungssicherheit bzgl. der Energieträger zu 

schaffen, um sinnvoll langfristige Investitionen tätigen zu können. 

Die Wirtschaftskammer Österreich hat dieser Notwendigkeit mit der Beauftragung von 

Siegfried Nagl zur Erarbeitung eines solchen Plans Rechnung getragen. Der im Mitte 

Oktober geleakten Entwurf enthaltene Fahrplan ist aber weder dazu geeignet, die 

Abhängigkeiten von fossilen Energiequellen und damit von meist undemokratisch 

organisierten Förderländern anhaltend abzubauen, noch wird der notwendigen 

Emissionsreduktion zur Erreichung der Klimaziele auch nur annähernd ausreichend Platz 

eingeräumt. Hängen bleiben erneut politisch motivierte Schlagwörter wie 

„Technologieoffenheit“, „überbordende Bürokratie“, „aufwändige Informationspflichten“ 

sowie die quasireligiös wiederholte Hoffnung auf (Er)Lösung durch 

Technologietrugbilder (E-Fuels, Wasserstoff & CCS).  

Auch das Zurückdrängen von Bürger:inneninitiativen und Umweltorganisationen im 

Bereich der Genehmigungsverfahren würde – unabhängig von potenziellen 

unionsrechtlichen Hürden – die demokratische Legitimation von Projektvorhaben 



 

 

reduzieren und somit weder zur Beschleunigung, noch zur Akzeptanz von Projekten im 

Bereich der Energiewende beitragen. 

 

Konkret braucht es beim Energiemasterplan Adaptionen in folgenden Punkten 

Ausstieg aus fossilen Energieträgern 

Im vorliegenden Plan fehlt ein konkreter Ausstiegspfad für fossile Energieträger. Statt 
diese durch steuerliche Begünstigung künstlich billig zu erhalten, braucht es eine 
Umschichtung der steuerlichen Belastung hin zu fossilen Energieträgern (um 
Kostenwahrheit herzustellen) und die Abschaffung von klimaschädlichen Subventionen. 
Dadurch kann der Deckel des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz (EAG) gehoben und die 
flächendeckende Versorgung mit grüner Energie sichergestellt werden. Die Forschung 
zum Renewables-Pull Effekt zeigt, dass für Entscheidungsträger:innen großer 
Industrieunternehmen die langfristige Verfügbarkeit von erneuerbarer Energie zu den 
wichtigsten Standortfaktoren zählt1.  
 

Benennung der Klimaziele 

Einem Energiemasterplan, der trotz wissenschaftlicher Einigkeit über die Auswirkungen 
des fossilen Energiesystems auf das Klima weder die nationalen, europäischen noch 
internationalen Klimaziele erwähnt, fehlt es an Glaubwürdigkeit. Es braucht die klare 
Benennung und das Bekenntnis zu den Klimazielen.  
Die Kosten die uns bei Nichteinhaltung - ob über Strafzahlungen, 
Anpassungsmaßnahmen oder Katastrophen – drohen, gehen unterschiedlichsten 
Schätzung nach in die Milliarden2. Statt diese Beträge „sinnlos“ auszugeben, soll jetzt 
vermehrt in Maßnahmen zur Energiewende und Klimaschutz investiert werden.  
 

Technologieklarheit statt Technologietrugbildern 

Unternehmen brauchen Technologieklarheit, keine durch Techniktrugbilder 
verschleierten Versuche, den Status Quo aufrechtzuerhalten. Wir brauchen Wasserstoff 
& E-Fuels dringend in der Industrie und in den schwer zu dekarbonisierenden Bereichen. 
Dem flächendeckenden Einsatz von Wasserstoffderivaten im Individualverkehr hat die 
Wissenschaft (aber auch der Markt) allerdings eine deutliche Absage erteilt. Ein 

 
1 h#ps://wupperinst.org/a/wi/a/s/ad/8256  
2 h#ps://www.klimawandelanpassung.at/kwa-allgemein/kwa-folgen/kwa-coin  

https://wupperinst.org/a/wi/a/s/ad/8256
https://www.klimawandelanpassung.at/kwa-allgemein/kwa-folgen/kwa-coin


 

 

Energiemasterplan für die österreichische Wirtschaft muss das anerkennen und 
widerspiegeln.  
 

Bürgerinitiativen und Umweltorganisationen 

Die Energiewende wird nur dann gelingen, wenn sie von einer breiten Mehrheit der 
Bevölkerung mitgetragen wird. Bürgerinitiativen und Umweltorganisationen sind im 
Bereich der Infrastruktur und deren Akzeptanz wichtige Partner:innen. Die im Entwurf 
des Energiemasterplans erwähnte Einschränkung der Beteiligungsmöglichkeiten ist, 
neben unionsrechtlichen Hürden, auch demokratiepolitisch abträglich. Statt 
demokratischer Beteiligung die Schuld an vermeintlich langen Verfahren zu geben, sollte 
der Energiemasterplan Druck auf die Landesregierungen ausüben, ihre Hausaufgaben zu 
machen und Zonierungspläne zu erarbeiten bzw. erweitern sowie die zuständigen 
Behörden mit mehr Ressourcen auszustatten.  
 
Reduktion des Energieverbrauchs 

Realistischerweise braucht es, um die vollständige Versorgung mit erneuerbaren 
Energien sicherzustellen, neben dem Ausbau der Energiequellen und Netzinfrastruktur 
auch einen Plan zur Reduktion des Energieverbrauchs. Konkrete Einsparungsziele fehlen 
im aktuellen Entwurf. 
 
Gebäudebereich 

Rund ein Drittel des Energiebedarfs in Österreich geht auf den Gebäudebereich zurück. 
Dieser ist im aktuellen Entwurf des Energiemasterplans mit keinem Wort erwähnt. 
Verstärkte Anstrengungen im Bereich der thermischen Sanierung und die rasche 
Umstellung der Heizungssysteme reduzieren den Energieverbrauch und kurbeln die 
Bauwirtschaft an.  
 
Mobilität 

Auch auf den Verkehrssektor entfällt rund ein Drittel des Energieverbrauchs. Die reine 
Substituierung der Antriebstechnologien wird den Energieverbrauch nicht im 
notwendigen Ausmaß reduzieren. Die im Energiemasterplan beschriebenen Maßnahmen 
im Verkehrssektor sollen auf dem Mobilitätsmasterplan 20303 basieren und neben 

 
3 h#ps://www.bmk.gv.at/dam/jcr:6318aa6f-f02b-4eb0-9eb9-
1ffabf369432/BMK_Mobilitaetsmasterplan2030_DE_UA.pdf  

https://www.bmk.gv.at/dam/jcr:6318aa6f-f02b-4eb0-9eb9-1ffabf369432/BMK_Mobilitaetsmasterplan2030_DE_UA.pdf
https://www.bmk.gv.at/dam/jcr:6318aa6f-f02b-4eb0-9eb9-1ffabf369432/BMK_Mobilitaetsmasterplan2030_DE_UA.pdf


 

 

technologischen Innovationen verstärkt auf Verkehrsvermeidung, Verkehrsverlagerung 
und Effizienzverbesserung bei den einzelnen Verkehrsträgern abzielen.  
 

Die Fraktion der Grünen Wirtschaft stellt daher folgenden Antrag: 

Ein zweckdienlicher Energiemasterplan muss einen Pfad zur Erreichung der Klimaziele 

enthalten, den Ausstieg aus fossilen Energieträgern vorsehen, notwendige Maßnahmen 

zur Reduktion des Energieverbrauchs und der Steigerung der Energieeffizienz im 

Verkehrs- und Gebäudebereich adressieren, Technologieklarheit statt 

Technologietrugbilder propagieren und demokratische Beteiligung durch 

Bürgerinitiativen und Umweltorganisationen hochhalten.  

Das Wirtschaftsparlament fordert das Präsidium der Wirtschaftskammer Österreich auf, 

den Entwurf des Energiemasterplans dahingehend zu überarbeiten. 

 
 
Für die Fraktion der Grünen Wirtschaft:  

 
 
 

Sabine Jungwirth         Anja Haider-Wallner   Christine Seemann 
 

Georg Kaltschmid    Hans Arsenovic    Markus Ertel   
     
   

 Rita Newman  
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Antrag an das Österreichische Wirtschaftsparlament, Sitzung am 28.11.2024, betreffend 
 

KLIMAPOLITIK - DEN EINGESCHLAGENEN WEG 
AMBITIONIERT FORTSETZEN! 
 
 

Begründung: 

Nach Jahrzehnten des Leugnens und der Ignoranz gegenüber der Klimakrise haben die 

letzten Jahre gezeigt, dass ambitionierte Klimapolitik, wenn sie über Parteigrenzen 

hinweg als notwendig erachtet wird, zu messbaren Ergebnissen führt. Sowohl auf 

nationaler als auch auf europäischer Ebene haben sich Parlamente und 

Entscheidungsträger:innen auf Klimaziele geeinigt, den Ausbau der Erneuerbaren 

Energien vorangetrieben sowie Maßnahmen im Verkehrs- und Gebäudesektor 

beschlossen.  

All diese Maßnahmen zeigen Wirkung: So sind die CO₂-Emissionen sowohl in Österreich1, 

als auch in der Europäischen Union2 rückläufig und der Anteil der erneuerbaren Energien 

am Strommix steigt deutlich3. 

Um das Erreichen der Klimaziele sicherzustellen, müssen wir den eingeschlagenen Weg 

ambitioniert und entschlossen fortsetzen. Das schafft Planungssicherheit für die 

Unternehmen, sichert den Wirtschaftsstandort langfristig und ermöglicht den 

verlässlichen Ausbau von Erneuerbaren Energien. Die bereits beschlossenen und 

umgesetzten Maßnahmen sind ein erster Schritt, viele weitere müssen folgen.  

 

 
 

1 h#ps://www.umweltbundesamt.at/news220824-treibhausgasemissionen-2023  
2 h#ps://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-der-europaeischen-
union#trends  
3 h#ps://www.energy-
charts.info/charts/renewable_share_map/chart.htm?l=en&c=EU&interval=year&year=2024&share=renewable
_share_of_generaIon  

https://www.umweltbundesamt.at/news220824-treibhausgasemissionen-2023
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-der-europaeischen-union#trends
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-der-europaeischen-union#trends
https://www.energy-charts.info/charts/renewable_share_map/chart.htm?l=en&c=EU&interval=year&year=2024&share=renewable_share_of_generation
https://www.energy-charts.info/charts/renewable_share_map/chart.htm?l=en&c=EU&interval=year&year=2024&share=renewable_share_of_generation
https://www.energy-charts.info/charts/renewable_share_map/chart.htm?l=en&c=EU&interval=year&year=2024&share=renewable_share_of_generation


 

 

Die Fraktion der Grünen Wirtschaft stellt daher folgenden Antrag: 

Das Wirtschaftsparlament fordert das Präsidium der Wirtschaftskammer Österreich auf, 

sich bei der zukünftigen Bundesregierung sowie der neuen EU-Kommission dafür 

einzusetzen, dass der eingeschlagene Weg im Bereich Klimaschutz und Ökologisierung 

der Wirtschaft konsequent und ambitioniert fortgesetzt wird. 

 
Für die Fraktion der Grünen Wirtschaft:  
 

 
 
 

Sabine Jungwirth         Anja Haider-Wallner   Christine Seemann 
 

Georg Kaltschmid    Hans Arsenovic    Markus Ertel   
     
   

 Rita Newman  
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	2024-11-05_WP BUDGET KONSOLIDIEREN UND SPIELRÄUME FÜR WICHTIGE INVESTITIONEN SCHAFFEN .pdf
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